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Der Bundesminister der Finanzen 
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Bonn, den 23. März 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

ßetr. ; Bericht der Bundesregierung über Mißstände auf 
dem Gebiet der Besatzungsbauten 

Bezug; Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
14. Juli 1954 

- Drucksache 689 Nr. 6 Buchstabe e - 


Der Deutsche Bundestag hatte in seiner 40. Sitzung am 14. Juli 1954 
die in dem Mündlichen Bericht des Flaushaltsausschusses enthaltenen 
Entschließungen - Drucksache 689 Nr. 6 - angenommen. Danach 
wurde - Buchstabe e - die Bundesregierung ersucht, für eine be- 
schleunigte Durchführung der Untersuchungen auf dem Gebiet der 
Besatzungsbauten im Sinne der Denkschrift des Herrn Präsidenten 
des Bundesrcchnungshois - Drucksache 396, S. 127, Buchstabe b, 
2. Absatz - Sorge zu tragen und insbesondere auch zu der Frage 
der zivilrechtlichen Inan Spruch n?ihme von Beamten und Angestellten 
sowie über die Notwendigkeit disziplinarrechtlicher Maßnahmen in 
den hier vorliegenden Fallen bis zum 31. März 1955 zu berichten. 
Hierzu berichte Ich : 

Die Aufgaben auf dem Gebiet der Verteidigungs- und Besatzungs- 
lasten werden von den Ländern durchgeführt (vgl. Nr. 1 des Ver- 
waltungsabkommcns vom 23. März 1953 - MinBlFin. 1953 S. 763 -). 
Der Bundesminister der Finanzen verfügt dalier nicht über voll- 
ständige eigene Unterlagen und war gezwungen, zur Erledigung 
der Auflage in der vorgenannten Entschließung insbesondere den 
Bundes rech nungshof und das Ministerium für Finanzen und Wieder- 
aufbau des Landes Rheinland-Pfalz um Übersendung weiteren 
Materials zu bitten. 

Wie die Ermittlungen ergeben haben, beschränken sich die in der 
Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofs erwähnten 
Mißstände im wesentlichen auf das Lvand Rheinland-Pialz, vco seit 
dem Jahre 1951 in besonders großem Umfange Bauten der alliierten 
Streitkräfte durch geführt v/orden sind. In diesem Zusammenhang 
sind bereits mit der Kleinen Anfrage 51 der Fraktion der SPD 
vom 6. April 1954 - Drucksache 437 - folgende Fragen an die 
Bundesregierung gerichtet worden: 
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„a) In welchem Umfange sind amtliche deutsche Stellen bei der 
Planung, der Vergabe, der Durchführung sov/ie der Rechnungs- 
kontrolle bei diesen Vorhaben beteiligt? 

b) In wieviel Fällen wurden Unregelmäßigkeiten festgestellt und 
Strafanzeige erstattet? 

c) Welche Maßnahmen sind getroffen worden, um Unregelmäßig- 
keiten vorzubeugen?” 

Der Bundesminister der Finanzen hat die Kleine Anfrage mit Schrei- 
ben vom 31. Mai 1954 - Drucksache 544 - beantwortet. In der 
Beantwortung ist sinngemäß ausgeführt worden: 

Zu Frage a: Im Rahmen der Bauten der französischen Besatzungs- 
macht haben sich keine nennenswerten Beanstandungen nachweisen 
lassen. Auch auf die im Aufträge der amerikanischen Besatzungsmacht 
durch geführten Bauvorhaben trifft dies jedenfalls insoweit zu, als 
die Baudurchführung in der Fiand der deutschen Bauverwaltung, 
gelegen hat. Korruptionsrälle haben sich nur da ergeben, wo die 
amerikanische Besatzungsmacht die. Aufträge ohne Beteiligung deut- 
scher Dienststellen an Generalunternehmer vergeben hat. Hier war 
vor der Auszahlung der Rechnungsbeträge eine nähere Überprüfung 
nicht möglich, da nach den besatzungsrecht liehen Bestimmungen die 
Beträge binnen 10 Tagen nach Übergabe der Zahlungsdokumente 
angewiesen werden mußten. 

Zwecks Durchführung der Überprüfung wurden im Jahre |1951 
amtliche Kommissionen gebildet, durch die eine große Anzahl von 
Großobjekten überprüft wurde. Festgestellte Fälle von Unregel- 
mäßigkeiten (Bestechungen, Ringbildungen, Preisabsprachen usw.) 
wurden der Staatsanwaltschaft Kaiserslautern übergeben, die ein 
Sonderdezernat eingerichtet hatte. 

Zu Frage b: Nach Mitteilung der Staatsanwaltschaft Kaiserslautern 
waren bis zum Oktober 1953 insgesamt 122 Verfahren eingeleitet 
worden, davon 24 im Jahre 1952 und 98 Im Jahre 1953. 

Zu Frage c: Die Vereinbarung des Bundesmlnisteriums der Finanzen 
vom 8. März 1954 mit der Amerikanischen Hohen Kommission 
(Auftragsbautengrundsätze - MinBlFin. 1954 S. 190 -) sichert der 
deutschen Seite weitgehende Einschaltung bei der Durchführung 
amerikanischer Besatzungsbauten. 

Im einzelnen darf auf den Wortlaut der Drucksache 544 Bezug 
genommen werden. 

In Ergänzung des in der Drucksache 544 gegebenen Sachstands- 
berichts wird anhand der dem Bundesministerium der Finanzen 
vorliegenden Unterlagen folgendes bemerkt: 

1. Außer dem Sonderdezernat bei der Staatsanwaltschaft Kaisers- 
lautern sind auch bei den Staatsanwaltschaften Frankfurt (Main) 
sowie (vorübergehend) Wiesbaden und Stuttgart Sonderdezernate ^ 
eingerichtet worden. Die Anzahl der beim Sonderdezernat in Kai- 
serslautern seit dem Bestehen eingeleiteten Verfahren beläuft sich 
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auf 330; beim Sonderdezernat Frankfurt (Main) sind insgesamt 
seit 1953 118 Verfahren eingeleitet worden. Die in Kaiserslautern 
durch geführten Verfahren haben bisher in keinem Falle zu einer 
rechtskräftigen Verurteilung geführt; in den wenigen Fallen, wo 
erstinstanzliche Urteile vorliegen, sind, soweit bekannt, nur Geld- 
strafen verhängt worden. In Frankfurt (Main) haben bisher insgesamt 
12 Verfahren zu einer Bestrafung geführt, und zwar in einem 
Falle wegen Verstoßes gegen § 12 UWG in Idealkonkurrenz mit 
dem AHG Nr. 14 Artikel 3 Ziffer 7 und in elf Fällen wegen 
Verstoßes gegen das Gesetz Nr. 56 der US-Militärregierung. 

Das Soneferdezernat Kaiserslautern hat 59 Verfahren an andere 
Staatsanwaltschaften und 32 Verfahren an Preisbehörden abge- 
geben. 

Mit Einstellung endeten in Kaiserslautern 90 Verfahren, in Frank- 
furt (Main) 68 Verfahren, teilweise mangels ausreichenden Bewei- 
ses, teilweise auf Grund des Straffreiheitsgesetzes vom 17. Juli 1954. 

Es muß an dieser Stelle darauf hin gewiesen werden, daß sich 
das Straf freiheitsgesetz auf die straf gerichtliche Verfolgung der 
im Zusammenhang mit den alliierten Großbauten im Eande 
Rheinland-Pfalz lest gestellten Unregelmäßigkeiten stark ausge- 
wirkt hat. 


2. a) Die bisherigen Ermittlungen haben sich bisher fast ausschließ- 
lich gegen Baufirmen und deren Inhaber oder deren Personal 
gerichtet. 


b) In einer geringen Anzahl von Fallen sind Verfahren gegen 
deutsche Bedienstete bei der Besatzungsmacht cingeleitet worden, 


(Main) 1 7 Verfahren. 


c) Bisher sind nur zwei Fälle aus der britischen Zone bekannt 
geworden, in denen Angestellte des öffentlichen Dienstes straf- 
barer Handlungen bezichtigt worden sind. Soweit bekannt,' 
sind diese Angestellten entlassen worden; über den Ausgang 
der gegen sie eingeleiteten Strafverfahren liegen keine Unter- 
lagen vor. 


d) Beamte sind, soweit feststellbar, an strafbaren Handlungen In 
keinem Falle beteiligt gewesen. 


3. In einer großen Anzahl von Fällen sind, sei es mit, sei es ohne 
die gleichzeitige Durchführung von Strafverfahren, von den Preis- 
behörden Untersuchungen darüber elngeleltet worden, ob die 
beteiligten Firmen oder Einzelpersonen Ordnungswidrigkeiten im 
Sinne der §§ 18 ff. des Wirtschaftsstrafgesetzes begangen haben. Die 
Prüfungen durch die Preisbehörden gestalten sich meist sehr 
schwierig, da umfangreiche Erhebungen angestellt werden müssen 
und das Beweismaterial häufig nur schwer zu beschaffen ist. 
Immerhin ist eine größere Anzahl von Verfahren abgeschlossen 
worden, wobei sich die Betroffenen häufig zur Erstattung erheb- 
licher Mehrerlöse (teilweise zwischen 100 000 und 600 000 DM) 
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und zur Zahlung hoher Bußgelder verpflichtet haben. Es ist an- 
zunehmen, daß sich die Summe der dem geschädigten Alliierten 
Besatzungskosten- und Auftragsausgabenhaushalt zuzuführenden 
Mehrerlösbeträge noch beträchtlich erhöhen wird; ein Gesamt- 
überblick läßt sich aber zur Zeit noch nicht gewinnen. 


4. Zusammenfassend wird daher bemerkt: 

a) Mit Rücksicht auf die Undurchsichtigkeit der Sachverhalte 
und die Schwierigkeit der Ermittlungen nehmen sowohl die 
Strafverfahren als auch die preis rechtlichen Überprüfungen sehr 
erhebliche Zeit in Anspruch. Die beteiligten Behörden sind 
ungeachtet dieser Schwierigkeiten bemüht, die Verfahren mit 
tunlichster Beschleunigung zum Abschluß zu bringen. 

b"^ Die Notwendigkeit zivilrechtlicher Inanspruchnahme von Be- 
amten und Angestellten des öffentlichen Dienstes und diszi- 
plinarrechtlicher Maßnahmen hat sich, soweit bekannt, mit 
Ausnahme der oben erwähnten beiden Fälle bisher nicht ergeben. 


Schaffer 


4 



